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Beschiußempfehlung und Bericht 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Schiffsregisterordnung 
— Drucksache 8/2515 — 


A. Problem 

Es soll der Kreis der Binnenschiffe begrenzt werden, die vom 
Eigentümer beim zuständigen Amtsgericht zur Eintragung in 
das Schiffsregister angemeldet werden müssen. Kleinere 
Schiffe, insbesondere die Mehrzahl der für Sport- und Erho- 
lungszwecke verwendeten Motorboote, sollen von der An- 
meldepflicht ausgenommen werden. 

Auch die bloße Möglichkeit, kleine Schiffe im Schiffsregister 
eintragen zu lassen, soll beschränkt werden. 

Die Durchführungsbestimmungen zur Schiffsregisterordnung 
sollen in Zukunft weitgehend durch Rechtsvorschriften statt 
wie bisher durch Verwaltungsvorschriften erlassen werden. 


B. Lösung 

1. Änderung der Grenzen für die unter A. bezeichnete An- 
meldepflicht und für die Eintragungsfähigkeit von Binnen- 
schiffen. 

2. Umwandlungen von Ermächtigungen zum Erlaß von Verwal- 
tungsvorschriften in solche zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen; Übernahme einiger Regelungen über die Zuständig- 
keit von Registerbeamten in das Gesetz selbst. 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 5300 Bonn 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 56, 

5300 Bonn 2, Telefon (0 22 21) 36 35 51 



Drucksache 8/3979 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Einstimmige Empfehlung des Rechtsausschusses zur An- 
nahme des Gesetzentwurfs mit einigen Einzeländerungen. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 8/2515 — mit folgenden Änderungen anzu- 
nehmen: 

1. In Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b ist der in § 1 anzufügende Absatz 3 wie folgt 
zu fassen: 

„(3) Die Länder können vereinbaren, daß Schiffsregistersachen eines Landes 
Gerichten eines anderen Landes zugewiesen werden." 

2. In Artikel 1 Nr. 2 sind in Satz 2 des § 2 Abs. 3 nach dem Wort „Ermächtigung" 
die Worte „durch Rechtsverordnung" einzufügen. 

3. In Artikel 1 Nr. 3 ist in § 3 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 nach dem Wort „beträgt" ein 
Komma zu setzen. 

4. Artikel 5 ist folgendermaßen zu fassen: 

„Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt, soweit nicht Satz 2 etwas anderes bestimmt, am 1. Januar 
1981 in Kraft. § 2 Abs. 3 der Schiffsregisterordnung in der Fassung des Artikels 
1 Nr. 2 dieses Gesetzes und Artikel 1 Nr. 10 und 12 dieses Gesetzes treten am 
Tage nach der Verkündung in Kraft." 


Bonn, den 28. April 1980 


1er Rechtsausschuß 

*r, Lenz (Bergstraße) 

7 ersitzender 


Lambinus Wimmer (Mönchengladbach) 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Lambinus und Wimmer (Mönchengladbach) 


Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der 
Schiffsregisterordnung — Drucksache 8/2515 — 
wurde vom Deutschen Bundestag in seiner 138. Sit- 
zung am 15. Februar 1979 in erster Lesung beraten 
und an den Rechtsausschuß federführend und den 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern- 
meldewesen mitberatend überwiesen. Der Rechts- 
ausschuß hat den Gesetzentwurf in seiner 95. Sit- 
zung am 23. April 1980 beraten. Der mitberatende 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern- 
meldewesen hat in seiner Stellungnahme vom 10. 
Oktober 1979 dem Gesetzentwurf unter verkehrspo- 
litischen Gesichtspunkten zugestimmt. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig, dem Ge- 
setzentwurf zuzustimmen. Dabei sollen zwei Klar- 
stellungen, die der Bundesrat in seiner Stellung- 
nahme bei § 1 Abs. 3 und § 2 Abs. 3 vorgeschlagen 
hat, übernommen werden und das Inkrafttreten des 
Gesetzentwurfs auf den 1. Januar 1981 festgesetzt 
werden. 

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält eine not- 
wendige Anpassung des Schiffsregisterrechts an 
die technische Entwicklung. Das Schiffsrechtege- 
setz und die Schiffsregisterordnung ist dem Immo- 
biliarsachenrecht des Bürgerlichen Gesetzbuchs und 
der Grundbuchordnung nachgebildet; es beruht auf 
dem Grundsatz, daß Schiffe, die einen erheblichen 
Vermögenswert darstellen, in das Schiffsregister 
eingetragen werden müssen. Das geltende Recht 
sieht eine Eintragungspflicht für Schiffe vor, deren 
Maschinenleistungen 100 effektive Pferdestärken 
überschreitet. Die Anknüpfung der Eintragungs- 
pflicht an die Maschinenleistung ist durch die tech- 
nische Entwicklung überholt. Heute sind viele ver- 


hältnismäßig kleine und kleinste, insbesondere 
Sport- und Erholungszwecken dienende Boote mit 
serienmäßig hergestellten starken Motoren ausge- 
stattet und fallen daher unter die geltenden Rege- 
lungen über die Eintragungspflicht. 

Die Voraussetzung für die Eintragungspflicht soll 
daher unabhängig von der Maschinenleistung neu 
bestimmt werden. Der Entwurf übernimmt die Re- 
gelung des Genfer Übereinkommens vom 25. Januar 
1965 über die Eintragung von Binnenschiffen, des- 
sen Ratifizierung in der Bundesrepublik Deutschland 
vorbereitet wird, aber nicht abgewartet werden 
kann, weil das Anliegen des Entwurfs vordringlich 
ist. Hiernach soll für Schiffe, die der Beförderung 
von Gütern dienen, eine bestimmte Tragfähigkeit 
maßgeblich sein. Bei der Mehrzahl der anderen 
Schiffe soll es auf daß Maß ihrer Wasserverdrän- 
gung ankommen. Nur einige kostspielige Spezial- 
fahrzeuge werden — wie bisher — ohne Rücksich 
auf Tragfähigkeit oder Wasserverdrängung einzu- 
tragen sein. Außerdem soll entsprechend dem gel 
tenden Recht der Eigentümer eines Binnenschiffs 
die Möglichkeit behalten, das Schiff eintragen 2 
lassen, auch wenn er nicht dazu verpflichtet isi 
Allerdings sollen hierfür bestimmte Untergrenzc 
vorgesehen werden. 

Die weiteren im Entwurf vorgeschlagenen An .. 
rungen der Schiffsregisterordnung sollen in § 2 
§ 91 den Erlaß von Verwaltungsvorschriften dr 
den Erlaß von Rechtsverordnungen ersetzen, . 
übrigen weniger bedeutsame Unstimmigkeiten ’ 
seitigen, die bei der Handhabung des Gesetzes c 
getreten sind. 


Bonn, den 28. April 1980 


Lambinus Wimmer (Mönchengladbach) 

Berichterstatter 
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